
Beglaubigte Abschrift

Amtsgericht Wedding
„ Az:: 8C 522/20

Im Namen des Volkes

Urteil

(abgekürzt nach $& 313a Abs. 1 ZPO)

In dem Rechtsstreit

- Kläger -

gegen

Eurowings GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer, Großenbaumer Weg 6, 40472 Düssel-
dorf
- Beklagte -

hat das Amtsgericht Wedding durch die Richle‘rin. aufgrund der mündlichen Verhandlung

vom 09,.06.2021 für Recht erkannt:

1. Die Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 19,24 € nebst Zinsen hieraus in Höhe von 5 Pro-

zentpunkten über dem Basiszinssatz seit dem 18.11.2020 zu zahlen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.

Tatbestand
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Von der Abfassung eines Tatbestands wird in Anwendung von 8 313a Abs. 1 $. 1 ZPO abgese-

hen.

Entscheidungsgründe

Die zulässige Klage ist begründet.

Dem Kläger steht ein Anspruch auf Rückzahlung der Steuem und Gebühren gegen die Beklagte

zu, nachdem er einen gebuchten Flug nicht angetreten hat. Der Anspruch folgt aus $ 648 BGB.

Auch wenn in dem Nichtantritt des Fluges eine Kündigung des zugrundeliegenden Beförderungs-

vertrags zu sehen ist und der Beförderer seinen Anspruch auf Flugentgelt behält, muss er sich

gleichwohl anrechnen lassen, was er durch die Nichtausführung des Fluges erspart hat. Erspart
hat die Beklagte jedenfalls die auf den Fluggast entfallenen Steuern und Gebühren, weil diese nur

dann anfallen, wenn der Fluggast den Flug tatsächlich antritt, Ein Grund dafür, dass die Beklagte

das Entgelt für solche Steuern und Gebühren behalten darf, auch wenn sie nicht anfallen, ist nicht

ersichtlich (LG Frankfurt am Main NJW-RR 2020, 1312; AG Erding Endurteil v. 25.3.2020 — 17 C

4963/19, BeckRS 2020, 5365; LG Frankfurt a. M. Urt. v. 14.12.2017 — 2/24 O 8/17, BeckRS 2017,

142201).

Der Anspruch des Klägers ist auch nicht durch Erfüllung erloschen. Die Beklagte hat am

19.11.2020 - zwei Tage nach Klagezustellung - den Betrag nach ihrem Vorbringen an die Kredit-

karte überwiesen, mit welcher der Flug gebucht wurde,

Es kann dahinstehen, ob diese Zahlungtatsächlich vorgenommen wurde. Der Kläger hat sowohl

mit dem Aufforderungsschreiben vom 02.09.2020 als auch mit der Klage eine Erstattung auf sein

Girokonto gewünscht. Des Weiteren hat er vorgetragen, dass ihm die Kreditkarte nicht gehöre, er

habe den Flug mit seinem Girokonto bezahlt und über einen Vermittler gebucht. Der Kläger konn-

te die entsprechende Überweisung von seinem Girokonto im Termin auch aufzeigen. Die Beklage

hat auch nicht bestritten, dass dem Kläger die entsprechende Kreditkarte nicht gehört und er über

einen Vermittler gebucht hat. Daher ist unstreitig, dass eine Erfüllung bei dem Kläger nicht einge-

treten ist. Insoweit kann dahinstehen, ob die Beklagte die Zahlung an den Vermittler geleistet hat,

da dieser nicht zur Entgegennahme der Zahlung durch den Kläger berechtigt war.

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten ändern daran nichts. Es kann dahinste-

hen, ob die Regelung wirksam ist, wonach Erstattungen auf das Buchungskonto erfolgen (auch

wenn ein Vermittlier eingeséhaltet wurde), da in jedem Fall hier vor Rücküberweisung eine andere

Anweisung durch den Kläger erfolgte.
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Die Kostenentscheidung folgt aus &8 91 ZPO, die über die vorläufige Vollstreckbarkeit aus 88 708
Nr. 11, 713 ZPO.

Rechtsbehelfsbeliehrung:

Gagen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs-
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu-
ges die Berufungim Urteil zugelassen hat.

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Berlin
Littenstraße 12-17
10179 Berlin

einzulegen.

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten
nach der Verkündung der Entscheidung,

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden, Die

Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden, Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

Rechtsbeheife können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss
= mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder
» von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per-
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden:

» auf einem sicheren Übermittlungsweg oder
» an das für den Empfang etektronischer Dokumente eingerichtete Eiektronische Gerichts- und Verwal-

tungspostfach (EGVP)} des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf $ 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin-
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be-
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils
geltenden Fassung sowie auf die Intemetseite www.justiz.de verwiesen.

Richterin


